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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.11.2020 

Geschäftszahl 

Ra 2018/07/0487 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2015/03/0045 E 13. September 2016 RS 7 

Stammrechtssatz 

Der tragende Grundsatz der Beachtung rechtskräftiger Entscheidungen soll in erster Linie die wiederholte 
Aufrollung einer bereits entschiedenen Sache (ohne nachträgliche Änderung der Sach- und Rechtslage) 
verhindern; die objektive (sachliche) Grenze dieser Wirkung der Rechtskraft wird durch die entschiedene 
Sache, also durch die Identität der Rechtssache, über die bereits mit einer formell rechtskräftigen 
Entscheidung abgesprochen wurde, mit der nunmehr vorliegenden (etwa der in einem neuen Antrag 
intendierten) bestimmt (vgl VwGH vom 24. Mai 2016, Ra 2016/03/0050, Rz 7). "Sache" einer 
rechtskräftigen Entscheidung ist dabei stets der im Bescheid enthaltene Ausspruch über die 
verwaltungsrechtliche Angelegenheit, die durch den Bescheid ihre Erledigung gefunden hat, und zwar 
aufgrund der Sachlage, wie sie in dem von der Behörde angenommenen maßgebenden Sachverhalt zum 
Ausdruck kommt, und der Rechtslage, auf die sich die Behörde bei ihrem Bescheid gestützt hat. 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:VWGH:2020:RA2018070487.L01 


